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Urmila Goel stellt in ihrem Artikel theoretische Überlegungen zu ungleichen und
interdependenten Machtverhältnissen an, welche sie auf die Europaregionen und ihren
Umgang mit Migration anwendet und daran anschließend alternative Denkansätze
rund um Migration erarbeitet. Ausgangspunkt ihrer Überlegungen ist die Feststellung,
dass durch die Überschreitung von Grenzen in die und innerhalb der nationalstaatlich
organisierten EU Konflikte auftreten. Migration erscheint als ein Problem für die EU-
Nationalstaaten, welches es zu regulieren bzw. zu verhindern gilt. Mit Blick auf die
aktuellen Debatten über Migration stellt sie allerdings heraus, dass nicht Migration an
sich, sondern die Migration von bestimmten Personen als Problem angesehen wird. In
der Analyse des nach ökonomischen Kosten-Nutzen folgenden ‚Bereicherungsdiskurses’
und des ‚Integrationsdiskurses’ verweist Urmila Goel auf die diesen zugrunde liegenden
Konstruktion der abweichenden Anderen, über welche sich die zur Norm erklärten
Dominanzgesellschaft erst hervorbringt. Die Differenzierung zwischen uns und den
Anderen erfolgt dabei entlang strukturell verankerter rassistischer, (hetero)sexistischer
und klassistischer Vorstellungen sowie jene über normgerechte Körperlichkeit. In den
Migrationsdebatten wird diese Differenzierung in vermeintlich eindeutig Zugehörige und
Nicht-Zugehörige permanent (re)produziert und somit die ungleichen Machtverhältnisse,
auf welchen die gesamte (post)koloniale Weltordnung basiert,stabilisiert. Diese so
hergestellte Norm und das Andere ist allerdings nicht eindeutig und stabil, welches auf
die Interdependenz verschiedener Machtverhältnisse hindeutet. Diese veranschaulicht
Urmila Goel an Beispielen der Verwobenheit von Gender und natio-ethno-kultureller
Zugehörigkeit, wie sie z. B. in der Kopftuchdebatte auftreten. Sie beendet ihren Artikel,
indem sie anhand von drei Beispielen von Grenzüberschreitungen die damit verbundenen




Im Europa der Regionen werden zunehmend nationale Grenzen überschritten.
Regionen, die lange durch nationale Grenzen und auch unterschiedliche Sys-
teme getrennt waren und noch immer in unterschiedlichen Nationalstaaten
verankert sind, finden sich zusammen und versuchen die internen nationalen
Grenzen zu überwinden und als Region zusammenzuwachsen. Neue Identitä-
ten sollen sich entwickeln und alle Beteiligten von der Grenzüberschreitung
profitieren. Die Europäische Union fördert diesen Prozess mit dem Konzept
der Europaregionen.1
Dem Ideal der transnationalen Verbindung stehen aber ganz reale Ambivalenzen
entgegen. Für einige wird das Überschreiten und Überwinden nationaler Gren-
zen einfacher, für andere schwerer. Einige Grenzziehungen werden abgebaut,
neue dafür aufgebaut. Dem Gewinn in einem Bereich wird eine Verschlech-
terung in einem anderen entgegengesetzt. Je nachdem aus welcher Position
die transnationale Regionenbildung verfolgt wird, ergeben sich andere Bewer-
tungen. So ziehen regionale Zentren Wirtschaftsaktivitäten und Menschen
an. Die Wirtschaft prosperiert, die Mieten steigen, die Straßen sind verstopft.
Unterschiedlichste Sprachen werden gesprochen, unterschiedliche Alltagskultu-
ren gepflegt und das Nebeneinander verschiedener Gruppen erweitert. Neue
Chancen und Konfliktlinien ergeben sich, andere werden verstärkt, wieder
andere verschwinden. Das Zusammenwachsen der Region stößt dabei immer
wieder an die nationalen Grenzen, die Institutionen und Regelungen wie soziale
Einrichtungen oder Besteuerung national und nicht transnational regional
organisieren. Bürger_innenrechte2 enden zumeist an den Grenzen, auch wenn
das Alltagsleben grenzüberschreitend gestaltet wird.
Die transnationalen Europaregionen werden in einem Europa gefördert, das
nach wie vor strukturell primär national organisiert ist und in dem Abwei-
chungen von dieser Norm(alität) nach wie vor schwer denkbar sind. So sind,
1 Dieser Artikel basiert auf einem Vortrag, den ich im Oktober 2008 bei der internationalen Fachtagung
„Visionen für eine Region in Bewegung“ in Luxemburg gehalten habe. Bei der Fachtagung ging es um die
Europaregion Quattropole, eine transnationale Region zwischen Deutschland, Frankreich und Luxemburg.
2 „Der Unterstrich signalisiert Brüche und Leerstellen in als eindeutig vorgestellten Genderkonzepten und
irritiert damit eindeutige Wahrnehmungen. Während das Binnen-I beispielsweise die Sichtbarkeit der Gruppe
der Frauen in generischen Appellationen erhöhen soll, wird durch den Unterstrich auf die Leerstellen in
ebendiesem dichotomen Genderkonzept hingewiesen, die nicht alle gegenderten Lebensweisen erfassen
kann.“ (Hornscheidt 2007, 104)
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zum Beispiel, in der Folge der Wirtschaftskrise Forderungen zum Schutz der
nationalen Volkswirtschaften und Arbeitsplätze dominant. Ein europäischer
Standort wird gegen einen anderen ausgespielt. Die Nationalstaaten bleiben
hier vor allem für die Politiker_innen die wichtigsten Referenzpunkte. Vor
diesem Hintergrund stellt die Förderung eines transnationalen Europas der
Regionen eine Herausforderung für die Bevölkerung, die Politiker_innen und
auch die Wissenschaft dar. Um wirklich Grenzen zu überwinden, müssen er-
hebliche Anstrengungen unternommen und umgedacht werden. Wenn Grenzen
wirklich überwunden werden sollen, wenn Partizipation für alle erreicht werden
soll, dann müssen real existierende Konflikte benannt und ernst genommen
werden. Aus ihnen muss gelernt und Umgangsweisen mit ihnen gefunden
werden. Daher werde ich in diesem Artikel den Blick auf Konflikte werfen,
die in einer nationalstaatlich organisierten Welt durch die Überschreitung von
Grenzen auftreten. Ich werde diskutieren, welche strukturellen Grundlagen und
ungleichen Machtverhältnissen diesem Konflikten zugrunde liegen.
Beeinflusst werden meine Ausführungen in diesem Artikel von unterschiedlichen
eigenen Grenzerfahrungen. So wurde ich in West-Deutschland ohne deutsche
Staatsbürger_innenschaft geboren und besuchte regelmäßig meine Verwandt-
schaft in der DDR. Ich wuchs im Vor-Schengen Europa in der Grenzregion
Baden-Pfalz-Elsass auf und erinnere mich gut an Grenzübertritte und das
Beantragen von Visa für meinen Vater. Beim Studium in Schleswig-Holstein
erlebte ich die Orientierung der dortigen Bevölkerung nach Skandinavien, bei
der Arbeit in Frankfurt/Oder die Abgrenzung zu Polen. An meinem Wohnort
Berlin stoße ich immer wieder auf die nicht mehr stehende Mauer und als
Gastwissenschaftlerin in Zürich bemerkte ich die Ambivalenzen der deutschen
hochqualifizierten Migration in die Schweiz.
Wissenschaftlich blicke ich auf die Welt als Kultur- und Sozialanthropologin,
führe qualitative Interviews und mache teilnehmende Beobachtungen. Theore-
tisch ist mein Denken dabei in der kritischen Rassismusforschung (vgl. Mecheril
2003, Mecheril 2004, Terkessidis 2005 und Räthzel 2000), der postkolonialen
Theorie (vgl. Castro Varela und Dhawan 2005) sowie den Gender und Queer
Studies (vgl. Butler 1990 und Hartmann et al. 2007) verankert. Beeinflusst bin
ich zudem von der kritischen Weißseinsforschung (vgl. Eggers et al. 2005 und
Tißberger et al. 2007). Zentral für diese machtkritischen Theorieansätze ist
es, dass das, was allgemein als normal angenommen wird, genauer untersucht
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wird. Insbesondere wird der Blick auf die Konstruktion der Normalität und
auf die hierdurch legitimierten, stabilisierten und (re)produzierten strukturell
verankerten Machtungleichheiten gelenkt. Daher werde ich im Folgenden nach-
dem ich zuerst ein paar Anmerkungen zu aktuellen Debatten über Migration
gemacht habe, die diesen Debatten zugrundeliegenden Machtverhältnisse dis-
kutieren, um so Vorschläge für alternative Denkansätze rund um Migration
zu machen. Anschließend werde ich der Analyse eine größere Komplexität
geben, indem ich auf die Interdependenz verschiedener Machtverhältnisse ein-
gehe. Zum Abschluss diskutiere ich dann Beispiele aus drei unterschiedlichen
Grenzüberschreitungen.
Aspekte der Debatten über Migration
In Deutschland und vielen anderen Ländern ist Migration zurzeit ein dominan-
tes Thema in öffentlichen Debatten und der politischen Arena. Dabei werden
Migration und vor allem die Migrant_innen primär als Problem angesehen.
Migration wird als die Abweichung von der Norm konstruiert. Als Normalzu-
stand wird das Über-Generationen-hinweg-am-gleichen-Ort-Bleiben imaginiert.
Die Normalität der Mobilität und des Wandels wird dabei aktiv geleugnet.
Es wird eine Dichotomie erzeugt zwischen jenen, die angeblich schon immer
an einem Ort waren und daher rechtmäßig dorthin gehören, und jenen, die
nicht dorthin gehören, da sie keine lange Familiengeschichte an diesem Ort
haben (vgl. Mecheril 2003). Die Dazu-Kommenden werden als Störenfriede und
Problembringer_innen konstruiert, die die angeblich schon immer geltenden
Regeln durcheinander bringen. Es gibt allerdings auch Situationen, in denen
Migrant_innen als die rechtmäßig Zugehörigen und rechtmäßig Herrschen-
den verstanden werden. Dies gilt insbesondere für die Kolonisator_innen aus
Europa, die sich unter anderem die heutigen USA und Australien mit Gewalt
angeeignet haben und die dort vor ihnen Lebenden entrechtet haben. Die
Nachfahren dieser europäischen Gewalttäter_innen werden heute im dominan-
ten Diskurs als die rechtmäßigen US-Amerikaner_innen bzw. Australier_innen
angesehen, während die Nachfahren der vor der gewaltsamen Kolonisierung
dort Lebenden in der Marginalität gehalten werden. Ein Recht auf Migration
geben die in der (post)kolonialen Weltordnung Privilegierten sich auch heute
noch. Aus einer deutschen Perspektive ist es selbstverständlich, dass Deutsche
168
Migration im Europa der Regionen
überall hin in die Welt gehen dürfen – egal ob nach Australien oder Nepal – und
dort ihre privaten Pläne verwirklichen können müssen. Für dieses Recht wird
einiges getan. In manchen Fällen durchaus auch mit reziproken Rechten für die
Bewohner_innen der Zielländer. So wird in der Regel US-Amerikaner_innen,
Australier_innen und den meisten EU-Bürger_innen ein Recht der Migration
nach Deutschland gewährt. Für Menschen aus Afrika, großen Teilen Asiens
und Mittel- und Südamerikas gilt dieses Recht allerdings nicht, schon gar nicht
selbstverständlich. Auch in den verschiedenen Europaregionen besteht eine
solche Ambivalenz in Bezug auf Migration. Manchen Menschen wird prinzipiell
das Recht auf Migration oder Pendeln zuerkannt, anderen wird es verwehrt.
Gleichzeitig wird davon ausgegangen, dass es Menschen gibt, die aufgrund
ihrer Familiengeschichte ein größeres Recht haben, an einem bestimmten Ort
zu sein als andere, und dass ihr Interesse an der Bewahrung (nicht nur) dieses
Privilegs legitim ist.
Das Verständnis von Migration als Problem beruht auf der Differenzierung
zwischen denen, die als zu einem Ort zugehörig verstanden werden und jenen,
die als nicht zugehörig angesehen werden. Die Differenzierung zwischen uns
und den Anderen ist eine Charakteristik aller kollektiven Identitäten. Erst über
die Abgrenzung zu denen, die nicht zur Gruppe gehören (sollen), wird diese
definiert (vgl. Barth 1969, Cohen 1985 und Jenkins 1996). Institutionalisiert
wird die Differenzierung, zum Beispiel, in der Logik der Nationalstaaten. Die
Abgrenzung von geographischen Territorien und die Vergabe von Staatsbür-
ger_innenschaften beruht auf der Idee, dass zwischen den Zugehörigen und
den Nicht-Zugehörigen differenziert werden muss und kann. Sie geht auch
einher mit der Überzeugung, dass Migration kontrolliert werden muss und nicht
die Norm(alität) darstellen kann. Die Europäische Union wurde gegründet, um
die Abgrenzung zwischen den ihr angehörenden Nationalstaaten abzumildern.
Immer mehr interne Grenzen sollten abgebaut und eine neue kollektive Iden-
tität als Europäer_innen aufgebaut werden. Zu diesem Vorhaben Grenzen
abzubauen, gehören auch die Europaregionen. Auch wenn Teile der Regionen
unterschiedlichen Nationalstaaten zugeordnet sind, so sind sie sich geogra-
phisch doch viel näher als den jeweiligen nationalen Zentren, zudem sind sie
historisch und gesellschaftlich miteinander verbunden. Ein solch regionaler
Zusammenschluss kann sich homogenisierenden Tendenzen aus den nationa-
len Zentren entgegensetzen und eigene regionale Identitäten (in Abgrenzung
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zu anderen) pflegen. Loslösen von den Nationalstaaten, ihren Institutionen
und Interessen können sich aber die Europaregionen genauso wenig wie die
Mitgliedsstaaten der Europäischen Union. Nach wie vor ist der Bezug auf den
Nationalstaat in Europa ein dominanter und selbstverständlicher. Insbesondere
in Krisen werden die angeblichen nationalen Interessen weiterhin über die
gemeinsamen grenzüberschreitenden Interessen gestellt. Zudem ist natürlich
auch die Europäische Union in Abgrenzung zu anderen definiert und pflegt
diese Grenzen nach außen, was mit dem Begriff ‚Festung Europa‘ bezeichnet
wird (siehe dazu auch die anderen Beiträge in diesem Band). Wie man in den
Europaregionen sieht, sind auch die Grenzen nach innen noch nicht abgebaut.
An den nationalen Grenzen stoßen unterschiedliche staatliche Systeme mit
unterschiedlichen Symbolen und Institutionen aufeinander. Beim Übertritt der
nationalen Grenzen begibt man sich in ein anderes System, lässt Rechte und
Pflichten hinter sich und bekommt andere. Diese Abgrenzungen machen es
auch besonders schwer, eine Politik für eine transnationale Region zu machen.
Nationale Abgrenzungen sind der Status Quo und können nur zu einem gerin-
gen Teil in der Region wirklich abgebaut werden.
Nicht nur die Nationalstaaten, auch die Europaregionen und die Europäische
Union sind über ihre Abgrenzung zum Anderen definiert und sind damit aus-
grenzend. Jede kollektive Identität ist das. Die Frage ist allerdings, wie mit der
Ab- und Ausgrenzung umgegangen wird. Ein zentraler Punkt hierbei ist, wie
exklusiv Zugehörigkeit imaginiert ist. In Deutschland, zum Beispiel, gilt die
Norm der eindeutigen natio-ethno-kulturellen Zugehörigkeit3. Es gilt die Annah-
me und Festschreibung, dass jeder Mensch nur einem natio-ethno-kulturellen
Kontext zugehörig sein kann. Es wird gefordert, dass eindeutige und stabile
Loyalitäten gelebt werden. Dies stellt Menschen mit natio-ethno-kulturellen
(Mehrfach-) Zugehörigkeiten (Mecheril 2003) vor unlösbare Probleme. Jene
Menschen, die sich zum Beispiel aufgrund eigener Migration oder der Migra-
tion von Elternteilen, mehreren natio-ethno-kulturellen Kontexten zugehörig
empfinden, werden dazu aufgefordert, sich zu einem dieser Kontexte als ihrem
exklusiven Zugehörigkeitskontext zu bekennen und müssen damit andere Zu-
gehörigkeiten leugnen. Sie müssen dies tun, da in der Logik der eindeutigen
3 Mecheril (2003, 23–27) prägt das Kunstwort natio-ethno-kulturell, da er beobachtet, dass die Bedeutungen
der Begriffe Nation, Ethnizität und Kultur in Diskussionen und Zuschreibungen ineinander verschwimmen.
Mit dem neuen Begriff will er die Mehrdeutigkeit, Ungenauigkeit und Komplexität dieser Kontexte deutlich
machen.
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Zugehörigkeit die (Mehrfach-)Zugehörigen Monster sind, die nicht zusammen
Gehörendes in sich vereinen (vgl. Mecheril 2003).
Es ist für die meisten Menschen und Staaten nicht denkbar, dass eine Person
mehreren natio-ethno-kulturellen Kontexten gegenüber gleichzeitig zugehörig
sein kann. Zugehörigkeit zu natio-ethno-kulturellen Kontexten werden als
sich gegenseitig ausschließend und potentiell im Konflikt miteinander stehend
angesehen. Sie werden dabei unter anderem an der Unterstützung für die
Nationalmannschaft im Männerfußball festgemacht. Von eine_r Deutsch_en
wird erwartet, dass sie_er die deutsche Mannschaft unterstützt. Wenn eine
Person, deren Deutschsein in Frage gestellt wird, diese Unterstützung nicht
zeigt, wirkt sie verdächtig. Noch verdächtiger wird sie, wenn sie die Natio-
nalmannschaft des Landes unterstützt, dem sie aufgrund physiognomischer
oder sozialer Merkmale zugeschrieben wird. Gleichzeitig erscheint es irritie-
rend, wenn Menschen, die als nicht zugehörig wahrgenommen werden, sich
dem nationalen Taumel anschließen. So wurde bei der letzten Männerfuß-
ballweltmeisterschaft in den deutschen Medien mit Verwunderung berichtet,
dass Menschen, die als Türk_innen wahrgenommen werden, deutsche Fahnen
schwenkten. Eine Zugehörigkeit zu Deutschland und der Türkei gleichzeitig
ist für die meisten Vertreter_innen der Dominanzgesellschaft (vgl. Rommel-
spacher 1998) undenkbar. Von jenen, die sich mehreren Kontexten zugehörig
fühlen, wird eine eindeutige Positionierung verlangt. Es sei denn, die (Mehrfach-
)Zugehörigkeit bezieht sich auf gewollte Verbindungen. So ist es heute viel
einfacher sich gleichzeitig zu Deutschland und Frankreich zu bekennen als
zu Deutschland und der Türkei. Bestimmte natio-ethno-kulturell (Mehrfach-
)Zugehörige werden so immer wieder darauf aufmerksam gemacht, dass die
Migration bestimmter Personen nicht gewollt ist. Die imaginierte Norm(alität)
der Nicht-Migration und der daraus folgenden eindeutigen Zugehörigkeit wird
so immer wieder (re)produziert und der Status Quo mit den herrschenden
ungleichen Machtverhältnissen stabilisiert.
Die Blickverschiebung von den Problemen zu den Chancen der Migration kann
mit dem ausgrenzenden Grundannahmen der Migrationsdebatte nicht brechen.
Migration wird weiterhin als eine erklärungswürdige Abweichung von der Norm
dargestellt. Die Möglichkeit von Problemen bleibt im Raum stehen, wenn nach
den Chancen gesucht wird. Vor allem aber bleibt die Differenzierung zwischen
jenen, die als an einem Ort legitim zugehörig wahrgenommen werden, und
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denen, denen kein selbstverständliches Anrecht auf Zugehörigkeit zugespro-
chen wird (den Anderen), (re)produziert. Allerdings wird den Geanderten jetzt
suggeriert, dass sie sich darum bemühen können, Zugehörigkeit auf der Basis
einer Kosten-Nutzen-Analyse zugesprochen zu bekommen. Nach dieser Logik
soll eine Migrant_in, wenn sie für ihren Wohnort einen ökonomischen oder
sonstigen Gewinn darstellt, willkommen geheißen werden. Im Umkehrschluss
aber heißt das, dass Menschen, die nicht als Bereicherung wahrgenommen
werden, auch nicht willkommen sind. Entscheidend hierbei ist, wie und von
wem der Gewinn definiert wird. Wenn jede_r zuziehende Mensch als Gewinn
angesehen würde, wäre keine weitere Kosten-Nutzen-Analyse nötig. In der
Regel wird aber nicht jede_r als Gewinn angesehen. Die Chancen der Migra-
tion werden vor allem ökonomisch oder politisch strategisch formuliert. Die
wahrgenommene Bereicherung ist zudem beeinflusst durch strukturell veran-
kerte rassistische4, (hetero)sexistische5 und klassistische6 Vorstellungen sowie
jene über normgerechte Körperlichkeit7. Manche Menschen werden per se als
Bereicherung angesehen, auch wenn sie nicht unbedingt ökonomischen Nutzen
bringen, andere Menschen sind per se unerwünscht, selbst wenn sie ökonomi-
schen Nutzen bringen könnten. So wird zur Zeit des Verfassens dieses Artikels
(Anfang 2009) die mögliche Aufnahme von Häftlingen aus Guantanamo nach
Kosten-Nutzen-Abwägungen diskutiert. Der politische Nutzen wird gegen die
Angst vor terroristischen Aktivitäten abgewogen und ist durch rassistische
4 Rassismus ist nach Mecheril (2004, 193–194) ein gesellschaftliches Phänomen, dass gekennzeichnet ist durch
die Konstruktion von Menschen als aufgrund von Abstammung different (Rassifizierung), der Verknüpfung
von physiognomischen und sozialen Merkmale mit stabilen Dispositionen und der Bewertung dieser
Dispositionen als minderwertig. Mecheril (2004, 194) betont dabei: „Rassismus muss als gesellschaftliches
Phänomen und nicht als Phänomen individueller ‚Einstellung‘ [. . . ] oder individueller Verantwortung
verstanden werden. Rassismus ist eine gesellschaftliche und gesellschaftlich produzierte Erscheinung, eine
gesellschaftlich vermittelte Handlungsbereitschaft [. . . ], in der Macht- und Herrschaftsverhältnisse zum
Ausdruck kommen, ein Phänomen, das zwar von Individuen vermittelt und getragen wird, das aber nicht in
den Handlungen des oder der Einzelnen aufgeht [. . . ].“
5 Sexismus differenziert nicht nur zwischen Männern und Frauen sondern wertet letztere gegenüber den
Männern auch ab. (Hetero)Sexismus setzt zudem Heterosexualität als Norm und wertet andere Sexualitäten
ab. Wie auch Rassismus ist (Hetero)sexismus ein gesellschaftliches Phänomen.
6 Klassistische Vorstellungen steht für die Differenzierung und Hierarchisierung einer Gesellschaft aufgrund
von sozialen und ökonomischen Status, die zu verschiedenen Klassen führen.
7 In Gesellschaften gibt es Vorstellungen darüber, welche Menschen körperlich und psychisch normal (und damit
auch fähig) sind. Menschen, die hiervon abweichen, werden als defizitär konstruiert. Mit dieser Normsetzung
und ihren Ausgrenzungen beschäftigen sich insbesondere die Disability Studies (vgl. Waldschmidt und
Schneider 2007).
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und islamophobe8 Vorstellungen bestimmt. Dabei geht der prinzipielle Schutz
der Menschenrechte als Wert verloren. Bei der Gegenüberstellung von Kosten
und Nutzen wird zudem außer Acht gelassen, dass die bereits als zugehö-
rig Anerkannten über Privilegien (wie z. B. ein dauerhaftes Aufenthaltsrecht,
eine Arbeitsgenehmigung und Zugang zum Bildungssystem) verfügen, die
anderen vorenthalten werden und letztere daher gar nicht im Kosten-Nutzen-
Wettbewerb konkurrieren können. Bleibt die Kosten-Nutzen-Analyse trotzdem
Grundlage der Entscheidung, wer zu ziehen kann und wer nicht, wird die
ungleiche Verteilung der Privilegien stabilisiert. Jene, die über mehr Privilegien
und Ressourcen verfügen, bekommen Zugriff auf mehr, während jene, die über
weniger Privilegien und Ressourcen verfügen, weiter ausgeschlossen werden.
In der politischen Debatte um Migration ist zurzeit Integration das dominante
Konzept (vgl. Böcker et al. 2010). Während Partizipation etwas ist, das vom
Staat ermöglicht werden müsste, ermöglicht das Sprechen über Integration
im dominanten Diskurs, Forderungen an die Migrant_innen zu stellen. Sie
werden durch die Integrationsanforderung zum einen als Andere (die anders
sind als die zur Norm erklärte Dominanzgesellschaft) festgeschrieben und
zum anderen wird von ihnen verlangt, dass sie sich der Dominanzgesellschaft
angleichen, um so zu werden wie deren Vertreter_innen. Integration wird
dabei im dominanten Diskurs und seiner politischen Implementierung nicht
als das gemeinsame Entwickeln von etwas Neuem sondern vielmehr als das
Einfügen des Anderen in ein bestehendes Ganzes, das sich nicht ändern muss,
verstanden. Das Ganze bleibt die unhinterfragte Norm, die die Bedingungen
der Integration definiert. Die Anderen sollen sich in es einordnen, sich an die
Norm anpassen, sich assimilieren. Dies aber ist unmöglich, da die Anderen
als Andere definiert sind und daher gar nicht wie die Dominanzgesellschaft
werden können. Die Anderen sind jene, die durch physiognomische oder soziale
Attribute als Andere markiert werden und denen das Anderssein in den Körper
eingeschrieben wird. Sie können sich so viel anstrengen wie sie wollen, dieses
Anderssein können sie nicht loswerden. Das Versprechen, dass Integration
durch individuelle Anstrengung möglich ist, erweist sich für jene, die von den
Privilegierten als anders markiert werden, als uneinlösbar. Jene aber, die nicht
durch physiognomische oder soziale Merkmale als eindeutig anders markiert
8 Islamophobie steht für die Abwertung des Islams und der als Muslime markierten Menschen (vgl. Attia
2007). Da hierbei die Kategorie Muslim in den Körper eingeschrieben wird, verstehe ich Islamophobie als
eine spezifische Form des Rassismus.
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sind, können ein Teil des Ganzen werden und dabei durchaus auch andere
Zugehörigkeiten beibehalten. Es kommt nicht so sehr darauf an, ob jemand in
Deutschland geboren und aufgewachsen ist, sondern vielmehr darauf, ob sie
als nicht signifikant vom Standard-Deutschen9 (Mecheril 2003) abweichend
angesehen wird. So haben ‚weiße‘ Menschen, die in den USA geboren und auf-
gewachsen sind, viel bessere Chancen, in Deutschland als zugehörig angesehen
zu werden, als türkisch-markierte Menschen, die in Deutschland geboren und
aufgewachsen sind. Während letztere immer wieder mit Integrationsanforde-
rungen konfrontiert werden und ihren Anstrengungen misstraut wird, werden
ersteren in der Regel kaum Anforderungen gestellt. Sie dürfen bleiben, wie
sie sind. Sie dürfen auch anders bleiben, denn sie sind interessant und auch
die Dominanzgesellschaft ist schließlich heterogen. Den als anders Markierten
aber wird nicht getraut, auch wenn sie integriert wirken (vgl. Schramkowski
2007). Bei ihnen besteht der Verdacht, dass sie die Dominanzgesellschaft nur
täuschen und hintergehen wollen. So werden wie die Dominanzgesellschaft
können sie grundsätzlich nicht.
Die Norm und die Anderen, auf die in den Migrationsdebatten verwiesen
wird, sind nicht eindeutig und stabil. Je nach Kontext und Fokus der De-
batten wandelt sich, welche Kriterien (Familienbiographie, rechtlicher Status,
sozialer Status, physiognomische und soziale Merkmale, etc.) als die rele-
vanten definiert werden. Trotzdem gibt es eine stabile Vorstellung darüber,
was den Standard-Deutschen ausmacht. An den (jeweils relevanten) Abwei-
chungen zu diesem fiktiven Idealtyp wird beurteilt, wer dazu gehört und wer
nicht. Diese Verbindung von Norm und Ambivalenz macht es schwierig, die
zugrundeliegenden Strukturen zu erkennen.
Ungleiche Machtverhältnisse
Die Differenzierung zwischen uns und den Anderen bzw. zwischen denen, die
legitim dazu gehören, und jenen, deren Zugehörigkeit fragwürdig ist, sowie die
Forderung nach eindeutiger Zugehörigkeit, die Darstellung von Migration als
Problem und die unerfüllbaren Integrationsanforderungen sind das Ergebnis
9 Mecheril (2003, 211–212) führt den Begriff Standard-Deutscher ein, um den kollektiv imaginierten Prototyp
des ‚Deutschen‘ zu benennen. Ich benutze den Begriff hier (wie Mecheril) in der männlichen Form, da ich
davon ausgehe, dass der Standard-Deutsche als männlich imaginiert wird.
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ungleicher Machtverhältnisse und stabilisieren und (re)produzieren diese. Nicht
nur die Nationalstaaten sondern die gesamte (post)koloniale Weltordnung
basiert auf dieser Differenzierung. So wird legitimiert, dass es jene mit Privi-
legien (wie Staatsangehörigkeit, Aufenthaltsrecht, Wahlrecht, Reisefreiheit,
Zugang zu Bildung, etc.) und jene mit eingeschränkten und im Extrem gar
keinen Privilegien gibt. Dabei resultieren die Privilegien der einen aus der
Deprivilegierung der Anderen. Der ökonomische Wohlstand und die politische
Stabilität der westlichen Länder sowie die ökonomische Deprivierung und
politische Instabilität vieler (post)kolonialer Staaten ist unter anderem ein
Ergebnis (post)kolonialer Ausbeutung seit den Kolonialzeiten bis heute. Die
Privilegierung deutscher Staatsbürger_innen in Deutschland und an anderen
Orten der Welt geht einher mit der Marginalisierung von Staatsbürger_innen
anderer Staaten, die über weniger Privilegien und Ressourcen in der gegebenen
Weltordnung verfügen.
Diese ungleichen Machtverhältnisse erscheinen den Privilegierten als normal
und legitim. Ihre Etablierung ging und geht einher mit einer Wissensproduktion,
die die Differenzen naturalisiert und Ungleichbehandlungen legitimiert. Dieses
Wissen ist etabliert und festgeschrieben in Recht und Institutionen, die auf
den Differenzierungen aufbauen, sie so immer wieder (re)produzieren und als
Norm stabilisieren. Es prägt die Wahrnehmung der Privilegierten aber auch die
der Marginalisierten, die auch durch dieses Wissen und die Institutionen der
Privilegierten geprägt wurde. Die Privilegiensicherung und Marginalisierung
baut auf dieser unhinterfragten Norm auf und erscheint so als legitim und nicht
zu hinterfragen. Es ist daher schwierig, Ungleichbehandlung als das Ergebnis
ungleicher Machtverhältnisse sichtbar zu machen und anzuklagen. Selbst wenn
dies gelingt, kann nicht darauf gesetzt werden, dass die Privilegierten freiwillig
auf ihre Privilegien verzichten werden.
Auch wenn die Differenzierungen zwischen Menschen konstruierte und willkür-
liche sind, haben sie doch ganz reale und handlungsleitende Folgen. Durch
die historisch gewachsene, durch Wissensproduktion unterstützte und in In-
stitutionen festgeschriebene Differenzierung zwischen Menschen, wird diese
Differenzierung eine reale Differenz. Je nachdem welcher Kategorie Menschen
zugeordnet werden, verfügen sie über unterschiedliche Privilegien und Ressour-
cen. Sie werden unterschiedlich zugeordnet und ordnen sich selbst in dieser
Ordnung selber zu. Auf diesem Wege stabilisiert und (re)produziert sich die
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Differenz immer weiter und legitimiert immer weiter die Ungleichbehandlung
von den ungleich Konstruierten. So verfügen Menschen mit gesicherten Auf-
enthaltsstatus über mehr Möglichkeiten und mehr Ressourcen, ihr Leben im
anerkannten Rahmen zu gestalten, als jene ohne. Wenn sie diese besseren
Startchancen ausnutzen, mehren sie ihre Privilegien, während die Deprivilegier-
ten immer weiter marginalisiert werden, da sie nur einen sehr beschränkten
Zugang zu den Privilegien haben. Als Ergebnis lässt sich die behauptete Diffe-
renz zwischen der Dominanzgesellschaft und den Anderen auch tatsächlich
beobachten. Eine Begegnung auf gleicher Augenhöhe wird unmöglich, da die
Machtdifferenz (von den Privilegierten zumeist unbemerkt) immer weiterwirkt.
Besonders deutlich wird die Machtdifferenz im aktuellen Integrationsdiskurs
(vgl. Böcker et al. 2010). In Deutschland wird dieser von der Bundesregie-
rung unter das Motto ‚Fördern und Fordern‘ gestellt. Mit Institutionen wie
den Integrationsgipfeln und den Appellen an die Migrant_innen und ihre
Organisationen, die Integration voranzutreiben, wird suggeriert dass es sich
beim Integrationsdiskurs um einen Prozess auf gleicher Augenhöhe handele.
‚Deutsche‘ und die Anderen kämen zusammen und sprächen als gleichberech-
tigte Personen darüber, wie die Integration gefördert und gefordert werden
könne. De facto kann aber von keiner Gleichberechtigung die Rede sein. In
der Integrationsdebatte treffen Privilegierte und Marginalisierte aufeinander.
Die einen verfügen über Privilegien und Zugang zu Ressourcen, von denen
die anderen nur träumen können. Es sind die deutschen Behörden und die als
fraglos deutsch Anerkannten, die die Definitions- und Gestaltungsmacht in
Deutschland haben. Sie sind Teil der Norm und definieren diese, sie formulieren
die Probleme und entscheiden, welche von diesen angegangen werden. Sie
nehmen sich das Recht heraus, von den Anderen Integrationsanstrengungen
zu fordern und entscheiden darüber, wer wie gefördert wird. Sie können ent-
scheiden, wie weit sie sich einbringen oder ob sie sich der Diskussion ganz
entziehen. Sie müssen sich und die eigenen Privilegien nicht hinterfragen, wenn
sie nicht wollen. Sie definieren wer die Anderen, die sich integrieren müssen,
sind. Die Geanderten werden so von den Privilegierten definiert, müssen auf
deren Forderungen reagieren und sich fördern lassen oder nicht. Da ihnen die
Zugehörigkeit nicht fraglos anerkannt wird und sie über weniger Privilegien und
Ressourcen verfügen, können sie sich den Forderungen nur sehr eingeschränkt
widersetzen. Wollen sie überhaupt gehört werden und im System mitspielen,
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müssen sie sich einordnen und sich auf paternalistische Behandlung einlassen.
Sie sind von der Ungleichbehandlung negativ betroffen, merken sie daher
permanent und können sich dem Umgang mit ihr nicht entziehen. Ihnen wird
zudem kaum akzeptierte Definitions- und Gestaltungsmacht zuerkannt. Ein
Weg, um sich dieser Einschränkung zu entziehen, ist es, zu nicht akzeptierten
(und häufig kriminalisierten) Formen der Gestaltungsmacht zu greifen. Das
aber (re)produziert in der Konsequenz das Bild der problematischen Anderen.
Solange ungleiche Machtverhältnisse herrschen und diese als Norm legitimiert
sind, werden sie immer weiter (re)produziert und Ungleichbehandlung wird
weiter vorherrschen.
Alternative Denkansätze
Wenn es das Ziel von Politik ist, nicht immer weiter die Machtungleichhei-
ten zu (re)produzieren, dann muss das Thema Migration anders angegangen
werden. Weder darf Migration als Problem zentriert werden noch darf die (fest-
geschriebene) Andersartigkeit der Anderen in den Mittelpunkt der Debatten
gestellt werden. Stattdessen sollten die ungleichen Machtverhältnisse in der
Gesellschaft thematisiert werden. Es sollte analysiert werden, wie Privilegien in
der Gesellschaft verteilt werden und wie ihre ungleiche Verteilung legitimiert
wird. Diese Ungleichbehandlung und die sie stützenden Normen müssen in
Frage gestellt werden und Marginalisierungen aktiv bekämpft werden. Im Fall
der Europaregionen (und anderen Grenzregionen) hieße das, zum Beispiel,
nicht zu fragen, wie die Region auf Migration und die damit verbunden Pro-
bleme reagiert, sondern sich anzusehen, wie nationalstaatliche Strukturen und
ungleiche Machtverhältnisse in der Region zu Problemen führen und wie diese
(strukturell und institutionell) verändert werden können.
Um die Dichotomien zwischen den fraglos Zugehörigen und den Geanderten
zu überwinden, ist es auch entscheidend, die Norm der eindeutigen natio-
ethno-kulturellen Zugehörigkeit in Frage zu stellen. Viele Menschen fühlen sich
mehreren natio-ethno-kulturellen Kontexten zugehörig und verbinden diese
unterschiedlichen Zugehörigkeiten für sich selbst. (Mehrfach-)Zugehörigkeit ist
lebbar und zwar in ganz unterschiedlichen Formen. Anstatt sie immer wieder
in Frage zu stellen und als Problem darzustellen, sollte natio-ethno-kulturelle
(Mehrfach-) Zugehörigkeit als Teil der Norm(alität) angesehen werden und
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dies im Alltag, in Institutionen und im Wissen verankert werden. Institutionell
gehört hierzu die Ermöglichung von Mehrfach-Staatsangehörigkeiten, die Ver-
gabe des Wahlrechts an all jene, die durch diese Wahlen direkt betroffen sind,
sowie die Institutionalisierung von Mehrsprachigkeit.
Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Privilegien gegenwärtig ungleich ver-
teilt sind. Daher kann nicht von gleichen Startchancen ausgegangen werden.
Marginalisierte müssen gezielt gefördert werden, damit Chancengleichheit
hergestellt werden kann. Geeignete Instrumente hierfür müssen kontextspezi-
fisch diskutiert und implementiert werden. So kann positive Diskriminierung
durch z. B. Quotierungen angestrebt werden, Ungleichbehandlungen durch
Mainstreamingansätze aufgedeckt und begegnet werden, etc.. Dabei kann die
Ungleichbehandlung nur effektiv abgebaut werden, wenn die (beschränkten)
Ressourcen umverteilt werden. Das wiederum bedeutet, dass die Privilegierten
auf Privilegien verzichten müssen. Eine solche Umverteilung von Ressourcen
und Privilegien kann nicht ohne Konflikte erfolgen. Daher ist es entscheidend
für das Gelingen, dass gewaltfreie Konfliktlösungsprozesse entwickelt und im-
plementiert werden. Ein produktiverer Umgang mit Konflikten würde über den
Migrationskontext hinaus positiv für die Gesellschaft wirken und sollte daher
schon Teil der schulischen Ausbildung sein.
Interdependente Machtverhältnisse
Die bisherige Differenzierung in die fraglos Zugehörigen und die Anderen, die
sich ausschließlich auf natio-ethno-kulturelle Abgrenzungen bezog, ist selbst-
verständlich zu simpel. Positionierungen in der Gesellschaft sind viel komplexer
und ambivalenter, da verschiedene Machtverhältnisse gemeinsam wirken (vgl.
Rommelspacher 1998, Brah 1996, Erel et al. 2008 und Walgenbach et al.
2007). So wirken neben Rassismus und Islamophobie auch Heteronormati-
vität10, Hierarchisierungen aufgrund von ökonomischen und sozialen Status,
Hierarchisierung in Bezug auf körperliche Normen, Hierarchisierungen von
Alter und weitere Differenzlinien, die weniger in der öffentlichen Aufmerk-
samkeit stehen. Individuen sind in den unterschiedlichen Machtverhältnissen
10 Heteronormativität steht für die normative Übereinstimmung von als natürlich gegebenen Sex, zwei
komplementären Genderrollen und heterosexuellem Begehren (vgl. Butler 1990, Hark 2005 sowie Hartmann
et al. 2007).
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unterschiedlich positioniert. Es ist der Regelfall, dass eine Person gleichzeitig
privilegierte sowie marginalisierte Positionen einnimmt. Es gibt daher keine ein-
fache Dichotomien von Privilegierten und Marginalisierten bzw. eine eindeutige
Hierarchie von den Machtvollsten zu den Machtlosesten (vgl. Rommelspacher
1998). Während die ‚weiße‘ Frau im Bezug zum ‚weißen‘ Mann über weniger
Privilegien verfügt (wenn sie sonst in allen Machtverhältnissen gleich positio-
niert sind), ist der Vergleich mit einem rassifizierten Mann schon schwieriger.
Letzterer genießt im Vergleich zur ‚weißen‘ Frau männliche Privilegien, wird
ihr gegenüber als rassifizierter Mann aber marginalisiert. Zudem ist es nicht
ausreichend, die Kategorien in dieser Form additiv zu betrachten. Es kommen
nicht einfach die Machtverhältnisse Rassismus und Heteronormativität in einer
Person zusammen und können unabhängig voneinander betrachtet werden.
Die Machtverhältnisse sind vielmehr miteinander verwoben und interdepen-
dent (vgl. Rommelspacher 1998). Für den rassifizierten Mann gelten andere
Männlichkeitskonzepte als für den ‚weißen‘. Rassismus funktioniert für als
heterosexuelle Männer konstruierte Personen anders als für in Bezug auf Gen-
der und Sexualität anders wahrgenommene Menschen. Sexualität und Gender
wird anders definiert für eine Person, die als körperlich behindert konstruiert
wird, als für eine, die als innerhalb der Körpernorm liegend angesehen wird.
Der rassifizierte Mann genauso wie die ‚weiße‘ Frau oder die rollstuhlfahrende
Jugendliche sind also jeweils spezifische Positionen in den interdependenten
Machtverhältnissen.
Da in derzeitigen Debatten über Migration häufig das Thema Frauenrechte
diskutiert wird, will ich die Interdependenz der Machtverhältnisse am Beispiel
der Verwobenheit von Gender und natio-ethno-kultureller Zugehörigkeit dar-
stellen. Die heteronormative Aufgabe der Frau ist es, zu reproduzieren und
die Ordnung zu bewahren. Die Aufgabe des Mannes hingegen ist es, in die
Welt hinauszugehen und zu gestalten. Diese Aufgabenteilung ist allerdings
nicht auf die Familie und Sexualität beschränkt, sie bezieht sich auch auf die
Nationenbildung. Während die Männer die Aufgabe haben, für die Nation
zu kämpfen und sie zu gestalten, ist es die Aufgabe der Frau sie zu repro-
duzieren und zu bewahren (vgl. Yuval-Davis 1997). Es ist ihre Aufgabe, das
was als Tradition und Kultur konstruiert wird, fortzuführen. Sie müssen sich
an die Normen halten, um die natio-ethno-kulturelle Identität zu bewahren.
Frauen müssen Kinder gebären, um die Nation fortzuführen. Dafür aber muss
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ihre Sexualität reguliert werden, damit zum einen überhaupt Kinder geboren
werden und zum anderen diese als legitim angesehen werden. Es ist also
Teil der Nationenbildung, Frauen in ihrem Verhalten und ihrer Sexualität zu
kontrollieren, um die Nation nicht zu gefährden. Hierzu gehören, zum Beispiel,
Kleiderregelungen und Vorgaben zur Gestaltung des Körpers. Dabei wird das
Weibliche gegenüber dem Männlichen als minderwertig angesehen und so
werden auch andere Nationen bzw. ihre Männer als weiblich abgewertet, um
die Überlegenheit der eigenen Nation zu behaupten. Das Bild des verweib-
lichten orientalischen Mannes stärkt das Bild des männlichen europäischen
Mannes und damit die Überlegenheit Europas über den Orient. Diese Bilder
fordern aber auch den als weiblich dargestellten Mann dazu heraus, seine
Männlichkeit unter Beweis zu stellen und gegen das Bild der Feminisierung
anzukämpfen (vgl. Castro Varela und Dhawan 2007). Ein weiterer Aspekt der
(post)kolonialen Unterwerfung der Anderen ist es, sich als Beschützer_innen
der anderen Frau vor dem anderen Mann darzustellen. Dabei wird den Anderen
die Unterdrückung von Frauen vorgeworfen und die eigene Unterdrückung der
anderen Männer damit legitimiert, dass angeblich die andere Frau geschützt
werden soll. Tatsächlich lässt sich aber kaum beobachten, dass dabei wirklich
der anderen Frau Schutz vor Unterdrückung zuteil wird. Vielmehr geht es
darum die Anderen abzuwerten und zu kontrollieren.
Dies lässt sich am Beispiel der Kopftuchdebatte in Deutschland illustrieren.
Das muslimische Kopftuch wird im dominanten Diskurs als ein Zeichen der
Unterdrückung von Frauen wahrgenommen. Der Islam wird damit als sexistisch
deklariert. In der Folge wird gefordert, dass Frauen mit Kopftuch nicht als
Lehrerinnen tätig sein dürfen. Die Folge dieser Debatte ist, dass die Minderwer-
tigkeit des Islams bestätigt wird, sich die Dominanzgesellschaft als hochwertiger
darstellen kann, dass kopftuchtragende Frauen weiter aus dem Berufsleben
ausgeschlossen werden und die Macht der muslimischen Männer in Bezug auf
ihre Frauen damit ausgebaut wird. Kopftuchtragenden Frauen wird mit dieser
Debatte in keiner Weise geholfen. Sollten sie tatsächlich zum Kopftuchtragen
gezwungen werden, ändert sich hieran nichts. Die islamophobe Ausgrenzung
von Muslimen führt zudem dazu, dass der Widerstand unter muslimisch mar-
kierten Menschen sich vor allem gegen diese rassistische Ausgrenzung wendet
und darüber der Kampf um den Abbau von (Hetero)Sexismus weniger Auf-
merksamkeit bekommt. Gleichzeitig lenkt die Dominanzgesellschaft durch den
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Fingerzeig auf den (Hetero)Sexismus der konstruierten Gruppe der ‚Muslime‘
von den eigenen Unzulänglichkeiten in diesem Bereich ab. Nur so kann ‚wei-
ßen‘ heterosexuellen Männern der Schulterschluss mit ‚weißen‘ Feministinnen
und ‚weißen‘ Schwulenaktivisten gelingen (vgl. Haritaworn 2005). Letztere
können endlich an den Privilegien der Dominanzgesellschaft partizipieren und
vernachlässigen darüber den Kampf gegen den dominanten (Hetero)Sexismus.
Die Dominanz in der Dominanzgesellschaft liegt nicht bei einer stabilen Mehr-
heit. Dominanz liegt in unterschiedlichen Kategorien. In Deutschland sind
dies insbesondere die Kategorien Mann, heterosexuell, ‚weiß‘, Mittel- und
Oberschicht, körperlich normbefähigt, etc. Es gibt nur sehr wenige Menschen,
die in all diesen Kategorien der privilegierten Position angehören. Es gibt also
keine Mehrheit der Privilegierten. Es ist aber möglich innerhalb der jeweiligen
Kategorien Solidaritäten zu mobilisieren und damit die Privilegien zu sichern.
So treten ‚weiße‘ Menschen gemeinsam für die Wahrung ‚weißer‘ Privilegien ein,
genauso wie Männer und heterosexuelle Menschen gemeinsam ihre Position
als Norm (re)produzieren. Die Machtsicherung braucht dabei keine offensicht-
lichen Aktivitäten, sie erfolgt selbstverständlich durch die Stabilisierung und
(Re)produktion der unhinterfragbaren Norm. Sie funktioniert darüber, dass
alle die Ungleichbehandlung als legitim und selbstverständlich ansehen. Es ist
halt so, dass ‚weiße‘ Deutsche in Deutschland Vorrechte haben. Es ist halt so,
dass Männer im Beruf erfolgreicher sind. Es ist halt so, dass Heterosexualität
normal ist. Die Machtsicherung erfolgt dabei auch nach dem (post)kolonialen
Prinzip des Teilens und Herrschens (vgl. Ha 2007). Verschiedene marginalisier-
te Kategorien werden für die Anerkennung durch die Dominanzgesellschaft in
Konkurrenz zueinander gebracht. In der Folge versuchen sie sich eher gegen-
einander abzusetzen als sich gemeinsam der Dominanz zu widersetzen.
Wie lassen sich nun diese theoretischen Überlegungen zu ungleichen und inter-
dependenten Machtverhältnissen auf Europaregionen und ihren Umgang mit
Migration anwenden? Zum einen muss expliziert werden, um welche Migration
es eigentlich geht. Nicht Migration an sich wird als Problem angesehen, sondern
die Migration von bestimmten Personen. So ist die Migration von, zum Beispiel,
französischen Berater_innen oder US-amerikanischen Wissenschaftler_innen
in die und innerhalb der Regionen durchaus erwünscht. Anders hingegen sieht
die Bewertung der Migration von, zum Beispiel, türkischen Arbeiter_innen
und Asylbewerber_innen aus Afrika und Asien in die Europaregionen aus.
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Je nachdem welche Herkunft Migrant_innen zugeschrieben wird, welchen
sozialen und ökonomischen Status sie haben, werden sie mehr oder weniger
als Problem angesehen. Regionale Migration wird als etwas zu regelndes und
prinzipiell positives angesehen, während die Zuwanderung aus nicht-westlichen
Ländern eher ungewollt ist. Zu analysieren ist auch, wann und in Bezug auf
welche Machtverhältnisse die als einheimisch wahrgenommenen Menschen
sich durch Migration negativ betroffen fühlen und welche Macht sie haben,
ihre Interessen durchzusetzen. Sehen sie ihren Arbeitsplatz als gefährdet an,
befürchten sie, dass ihre Sprache marginalisiert wird, oder möchten sie keine
‚Fremden‘ in ihrer Umgebung haben? Wie reagieren sie hierauf? Setzen sie ihre
Interessen gegen andere durch oder gehen sie in einen Verhandlungsprozess?
Für eine Bewertung der (regionalen) Migration in eine Region und die Frage der
Gewährung von Partizipation müssen diese unterschiedlichen Positionierungen
und ihr Zusammenspiel analysiert werden, um die komplexen Dynamiken zu
verstehen.
Beispiele von Machtungleichheiten, Interdependenzen
und Ambivalenzen
Als ich an die Europa-Universität Viadrina in Frankfurt/Oder kam, war die
Oder noch die EU-Außengrenze. Mit meinem deutschen Pass konnte ich sie
recht einfach überqueren und war dann in Polen. Einige Jahre später war die
Oder zu einer inner-EU-Grenze verwandelt. Bei einer Tagung nutzte ich als
Organisatorin das Wohlstandsgefälle zwischen den beiden Ländern (wie viele
andere Deutsche auch). Übernachtung und Verpflegung organisierte ich in
Słubice und sparte so viel Geld. Allerdings mussten wir dadurch beim geselligen
Zusammensein auf eine meiner studentischen Hilfskräfte verzichten. Als serbi-
sche Staatsbürgerin konnte sie die Grenze nicht so leicht überqueren wie die
deutschen Staatsbürger_innen und blieb deshalb in Frankfurt/Oder. In Słubice
stieß ich selten an sprachliche Grenzen. Obwohl ich nur zwei Worte Polnisch
kann, konnte ich mich meist ausreichend verständigen, um meine Bedürfnisse
zu befriedigen. Es war und ist klar, dass die polnischen Geschäftsleute sich auf
ausschließlich deutschsprachige Kundschaft einstellen müssen. Auf Frankfurter
Seite tun dies die deutschen Geschäftsleute allerdings nicht in gleicher Weise.
In Frankfurt ist Deutsch die alleinige Verkehrssprache. Selbst an der Viadrina,
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die sich als deutsch-polnisches Projekt versteht, kommt man mit Polnisch nicht
weit. Inzwischen ist Polen auch ein Schengenstaat und die Grenzkontrollen sind
weitgehend abgebaut. Die grenzüberschreitenden Begegnungen sind aber noch
immer nicht gleichberechtigt. Die historische deutsche Dominanz, die sich
sowohl politisch wie ökonomisch immer wieder manifestiert, bleibt bestehen. Es
bleibt selbstverständlich, dass Deutsche die Preisdifferenzen ausnutzen können
und mit Deutsch durchkommen. Den Pol_innen wird weiterhin misstraut und
dieses Misstrauen wird institutionalisiert. Dies zeigt sich zum Beispiel in der
Einschränkung der Freizügigkeit für Pol_innen in Deutschland. Sie müssen
sich bewähren und anpassen, während die Deutschen so bleiben können wie sie
sind. Offiziell werden diese strukturellen Ungleichheiten allerdings geleugnet.
Offiziell fördert man das grenzübergreifende Słubfurt.
Ein anderes Beispiel grenzüberschreitender Migration, das ich selbst erlebt
habe, ist die hochqualifizierte deutsche Migration nach Zürich. Zwischen der
Schweiz und Deutschland besteht ganz klar ein Wohlstandsgefälle. So wer-
ben deutsche Zahnärzte in Grenznähe mit niedrigen Preisen um Schweizer
Kund_innen. Züricher Buchhandlungen versuchen ihre Kundschaft zu halten,
indem sie mit „Preisen wie in Deutschland“ werben. Zudem gibt es in der
Schweiz attraktive Arbeitsangebote für Wissenschaftler_innen und andere
Hochqualifizierte. Insbesondere Zürich verzeichnet daher einen hohen Zuzug
von Deutschen. Sie werden verantwortlich gemacht für die Wohnungsknappheit
und die massiv steigenden Mieten. An den Universitäten wird auch mit Neid
beobachtet, dass immer mehr wissenschaftliches Personal aus Deutschland
prestigeträchtige Positionen einnimmt. Es wird über Deutschenfeindlichkeit in
der Schweiz geredet und einige Deutsche fühlen sich diskriminiert. Gleichzeitig
gehen die meisten Deutschen davon aus, dass sie sich sprachlich nicht anpas-
sen müssen, dass ihr Deutsch das Standard-Deutsch ist und die Schweizer
Mundarten nicht ernst zu nehmen sind. Auch ich habe mir wenig Gedanken
gemacht, das Fellowship an der Universität Zürich anzunehmen. Für mich
macht es keinen großen Unterschied, ob ich aus Berlin nach Bayern oder in die
deutschsprachige Schweiz gehe. Anders als das Verhältnis von Pol_innen und
Deutschen in Słubfurt ist das Verhältnis von Deutschen und Schweizer_innen
in diesem Kontext viel ambivalenter. Keine der beiden Seiten ist klar dominant.
Dominanzen sind in verschiedenen Bereichen unterschiedlich ausgeprägt. So
habe ich den Eindruck, dass viele deutschsprachige Schweizer_innen sich
183
Urmila Goel
zum einen ihrer ökonomischen Dominanz sehr bewusst sind, aber gleichzeitig
kulturell Deutschland als dominant wahrnehmen. Damit ist auch der Umgang
mit Deutschen sehr ambivalent und viele Schweizer_innen scheinen sich des-
sen bewusst zu sein. Bei den Deutschen, die ich in der Schweiz getroffen
habe, habe ich eine Wahrnehmung dieser Ambivalenz und unterschiedlicher
Dominanzen vermisst.
Als drittes Beispiel für Ambivalenzen möchte ich die Zuwanderung von IT-
Spezialist_innen aus Indien nach Deutschland anführen. Ökonomisch ist
diese Zuwanderung durchaus gewollt, da es einen Bedarf an hochqualifizier-
ten IT-Spezialist_innen gibt und die Fachleute aus Indien über die nötigen
Qualifikationen verfügen. Zudem handelt es sich um Menschen, die sozial
und ökonomisch privilegiert sind und damit durchaus zu erwünschten Mi-
grant_innen gehören. Gleichzeitig ist das Indienbild in Deutschland immer
noch dominiert von orientalistischen Bildern über eine traditionelle Gesell-
schaft mit viel Armut, heiligen Kühen und seltsamen Bräuchen. Indien gilt
als Entwicklungsland, dem Deutschland helfen kann. Zu diesem Bild passen
hochqualifizierte IT-Spezialist_innen, die nach Deutschland kommen, um die
Industrie hier weiter zu entwickeln, nicht. Hilfe aus einem Entwicklungsland für
Deutschland erscheint absurd. In der Debatte um die Einführung einer Green-
Card für IT-Spezialist_innen wurde die Anwerbung insbesondere indischer
Spezialist_innen daher sehr kontrovers diskutiert (vgl. Goel 2000). Es wurden
Bilder von Tausenden an den Grenzen wartenden Inder_innen produziert und
auf deren fremde Bräuche verwiesen. Aus der Mischung von wirtschaftlicher
Argumentation und rassistischer Abwehr erfolgte dann eine sehr ambivalente
Politik. Zum einen wurde um Zuwanderung geworben und gleichzeitig zeugten
die Regelungen von großem Misstrauen gegen die potentiellen Migrant_innen.
Die Zuwanderung fiel dann auch viel geringer aus als erhofft (bzw. befürchtet).
Die zugewanderten indischen IT-Spezialist_innen stellten sich zudem auf die
ambivalente Anwerbung ein. Sie gehen ihrer Arbeit nach, arbeiten an ihrer
Karriere und orientieren sich weltweit. An ihrem Wohnort fühlen sie sich nur
wenig zugehörig und unternehmen auch nicht viel um zugehörig zu werden.
Da sie sowieso nicht als dauerhafte Mitbürger_innen erwünscht sind, richten
sie ihr Leben auch nicht auf eine Zugehörigkeit hin aus.
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Ausblick
Der oberflächliche Blick auf Migration und ihre Probleme verstellt den Blick
auf die Komplexität von Grenzüberschreitungen und verdeckt die den Pro-
blemen zugrundeliegenden Machtungleichheiten. Eine politische Auseinander-
setzung mit Migration erfordert daher einen genaueren Blick. Was genau ist
die zu betrachtende Frage? Um welche Art von Migration und um welche
Migrant_innen geht es? Was wird als Problem angesehen? Was steht im
Interesse der Handelnden und für wen wollen sie sich einsetzen? Die Antworten
zu diesen Fragen hängen stark von der eigenen politischen Position ab. Geht
es darum, die Gleichheit aller zu fördern, oder geht es darum, die Privilegien
von bestimmten Gruppen zu sichern? Wer soll woran partizipieren können und
wem sollen Bürger_innenrechte zugesprochen werden? Bei der Entwicklung
von Strategien muss nach Beantwortung der Fragen die Komplexität und
Ambivalenz der Realität berücksichtigt werden. In der Regel sind verschiedene
Themenkomplexe miteinander verwoben und es gibt keine eindeutigen Schluss-
folgerungen. Die Politik muss immer wieder verschiedene Ziele gegeneinander
abwägen, mit Konflikten umgehen und Ambivalenzen ertragen. Dabei ist es
wichtig, nicht unzulässig zu homogenisieren sowie zu thematisieren, dass die
Dominanzgesellschaft Privilegien abgeben muss, und dafür demokratische
Aushandlungsprozesse zu etablieren.
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